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trotz erheblicher Verbesserungen der umweltqualität sind umweltprobleme in 
aller munde: Klimawandel, feinstaubemissionen und Verkehrslärm haben Hoch-
konjunktur. aber auch abnehmende fischbestände in den weltmeeren, die ab-
holzung der Regenwälder oder die negativen folgen der landwirtschaft für die 
wasserqualität und die biodiversität werden von den umweltorganisationen und 
der wissenschaft angeführt, von den massenmedien aufgegriffen und führen 
zu einer nicht immer unbegründeten besorgnis in der bevölkerung.
Rasch wird aus diesen belastungssituationen von vielen der Schluss gezogen, 
die märkte würden versagen oder seien gar selbst die ursache für das mehr oder 
weniger begründete bedrohungsszenario. entsprechend dankbar springt die 
bundesregierung ein und verspricht auf diese Herausforderungen zu reagieren, 
indem sie diverse umweltpolitische maßnahmen nicht nur sehr öffentlichkeits-
wirksam ankündigt, sondern auch häufig mit harter Hand durchsetzt.
leider muss der kritische beobachter immer wieder feststellen, dass viele der 
umweltprobleme auf diesem wege langsam oder gar nicht gelöst werden. Oder 
die beseitigung von Schäden kommt recht zügig voran, verursacht aber mit 
etwas blick hinter die Kulissen sehr hohe Kosten. wieder andere Phänomene 
werden symbolisch zu ernsten Problemen hochstilisiert, ohne tatsächlich reale 
bedrohungssituationen darzustellen.
für das nähere Verständnis dieser doch recht paradoxen Situation bedarf es ei-
ner etwas genaueren Problembeschreibung und analyse der umweltpolitischen 
logik: was verursacht eigentlich umweltschäden? warum gewinnt man den 
eindruck, dass neue umweltprobleme schneller auftauchen als bestehende 
zufriedenstellend gelöst werden? und was hat mit alledem die Hoffnung der 
mehrheit der bürger zu tun, der Staat würde Ressourcenkonflikte und umwelt-
probleme lösen können?
Knappheit als ökonomisches Grundproblem
einflüsse des menschen auf seine umwelt mit unerwünschten Rückwirkungen 
auf sein wohlbefinden und die lebensqualität anderer sind praktisch nicht zu 
verhindern. In einer welt knapper Ressourcen, in der man zu einem gegebenen 
zeitpunkt jeden gegenstand nur für eine Verwendung benutzen kann, müssen 
Prioritäten gesetzt werden. Jeder einzelne hat wahlentscheidungen zu treffen. 
Vor jeder Handlung überdenkt man kurz die eine oder andere alternative, um 
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dann mit dem fortzufahren, was einem – zumindest unter berücksichtigung der 
jeweils vorhandenen, ebenfalls knappen Informationen – den meisten nutzen 
stiftet. wohl wissend, dass man sich dieses Vergnügen mit einem Verzicht auf 
ebenfalls erstrebenswerte alternativen erkauft. man kann den euro sprichwört-
lich nur einmal ausgeben. 
diese Überlegungen enden nicht auf der individuellen ebene. Schließlich führt 
die Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen für die eigene bedürfnisbefriedi-
gung zwangsläufig dazu, dass andere auf eine gleichzeitige nutzung verzichten 
müssen. nur in seltenen fällen ist die nutzungskonkurrenz so gering, dass die 
Ressourcenknappheit nicht zur Restriktion für die bedürfnisbefriedigung meh-
rerer Individuen wird. 
aus diesem grund werden güter und dienstleistungen auf märkten in aller 
Regel zu einem positiven Preis gehandelt. der apfel im Supermarkt, das Sakko 
beim Herrenausstatter oder der Harrschnitt beim friseur müssen bezahlt wer-
den, weil es immer mehrere menschen gibt, die diese güter nachfragen. So 
müssen wir beim einkaufen mindestens den Preis begleichen, den auch andere 
Verbraucher bereit wären zu zahlen. auch die Produzenten der güter zahlen 
für die beschaffung von arbeitskräften, Rohstoffen und maschinen mindestens 
den Preis, der ihre anbieter für den Verzicht auf eine alternative Verwendung 
entschädigt. wann immer es uns ärgert, dass wir mehr zahlen sollen als wir 
uns wünschen, müssen wir uns klar machen, dass die erwünschten güter oder 
die darin verarbeiteten Rohstoffe auch für andere einen wert besitzen. wenn 
nicht, das merken wir etwa beim saisonalen Schlussverkauf, sinkt die Knapp-
heit und die Preise fallen. 
lediglich Informationen bilden hier eine ausnahme. Sie können prinzipiell, bar 
jeden materiellen trägers, ohne nutzungskonkurrenz beliebig oft zur selben 
zeit von unterschiedlichen Personen verwendet werden. So kann eine Oper von 
beliebig vielen menschen gleichzeitig genossen werden, lediglich die anzahl 
der Sitzplätze des Opernhauses und die physikalischen grenzen der Schallwel-
lenübertragung begrenzt das Hörvergnügen. aber auch eine mathematische 
gleichung, ein Rezept oder eine theorie kann von jedermann zu jeder zeit be-
liebig oft benutzt werden, ohne dass sie dadurch verzehrt wird. Knapp sind hier 
lediglich die Übertragungsmedien und deren Speicher- und Verarbeitungskapa-
zität. Übertragen auf den menschen: In der Regel mangelt es nur am grips der 
Interessenten, das vorhandene wissen sinnvoll anwenden zu können.
letztlich kommen die auf märkten gehandelten Ressourcen bei denjenigen an, 
die sie am höchsten bewerten, sind sie es doch, die bereit sind den höchsten 
Preis für ihre benutzung zu zahlen. Insofern sind märkte so nützlich wie gna-
denlos. Sie zeigen uns, dass wir für alles was wir konsumieren Opfer bringen 
müssen, dass den individuellen ansprüchen grenzen durch die wünsche anderer 
gesetzt sind. und wenn märkte richtig funktionieren, dann lassen sich alle für 
die wahrnehmung dieser Knappheit wichtigen Informationen vom Preisschild 
ablesen.
Das Dilemma von Umweltproblemen
doch nicht für alle güter existieren märkte, auf denen Preise die notwendigen 
Knappheitsinformationen übermitteln. für vieles was menschen tun, tragen sie 
die Konsequenzen nicht allein, sondern laden sie auch ihren mitmenschen auf. 
weil sich in solchen Situationen die mit individuellen Handlungen verbundenen 
lasten für andere nicht in einem unmittelbaren Kostenzuwachs widerspiegeln, 
neigen menschen mitunter dazu, mehr als wünschenswert zu produzieren oder 
zu konsumieren. müsste der einzelne seine mitmenschen für die von ihm ver-
ursachten nachteile entschädigen, würde er sein Verhalten sicher noch einmal 
überdenken.
was aber ist die ursache für das vermeintliche Versagen von märkten? zum 
einen fehlt eine klare abgrenzung von eigentums- oder Verfügungsrechten an 
den knappen Ressourcen, die den wirtschaftlichen akteuren rechtliche gren-
zen ihres Handelns aufzeigen, ihnen aber auch die exklusive ernte der früchte 
eines sparsamen Ressourcenumgangs ermöglichen. ebenso schwer wiegt, dass 
eine freiwillige einigung der von Ressourcennutzungskonflikten betroffenen 
Personen aufgrund hoher transaktions- und Verhandlungskosten nicht zustan-
de kommt. 
Vor mehr als vierzig Jahren arbeitete der Ökonom Ronald coase in seinem weg-
weisenden aufsatz „the Problem of Social cost“ eine sich fundamental von 
der konventionellen Sichtweise unterscheidende betrachtung von Ressourcen- 
und umweltkonflikten heraus1. während umweltprobleme traditionell als die 
Verursachung einseitiger Schäden einer Partei zu lasten anderer interpretiert 
werden, verdeutlichte coase, dass im Kern eine Verursachersymmetrie besteht. 
umweltschäden existieren nur, weil mehrere Individuen ein und dieselbe na-
1 arthur c. Pigou, The Economics of Welfare (london: macmillan & co., o.J.), http://www.
econlib.org/library/nPdbooks/Pigou/pgew.html (zugegriffen am 19. Oktober 2007).
8  9
türliche Ressource in anspruch nehmen wollen. So verursacht ein flugplatz nur 
dann ein lärmproblem, wenn jemand in seiner einflugschneise wohnt. anders 
formuliert: In dem maße wie der Verursacher von emissionen anderen menschen 
einen gesundheitsschaden zufügt, vermindern diese durch die einforderung 
eines Rechts auf saubere luft die wirtschaftlichen erträge des emittenten aus 
der Ressourceninanspruchnahme.
coase argumentierte vor diesem Hintergrund, dass es in einer transaktions-
kostenfreien welt unabhängig von der konkreten anfangszuteilung der ei-
gentumsrechte zu einer optimalen lösung des Problems kommen würde2. der 
emittent eines Schadstoffs und die davon beeinträchtigten bürger könnten sich 
auf kooperativem wege auf eine einvernehmliche Schadensregulierung eini-
gen. beide Parteien würden sich gegenseitig finanziell kompensieren und selbst 
zu anpassungsmaßnahmen greifen, bis ein weiterer gegenseitiger austausch 
keinen zusätzlichen nutzen mehr brächte. Im ökonomischen Sprachgebrauch 
käme es bei einer einigung zu einem ausgleich der Vermeidungs- und der an-
passungskosten zusätzlicher maßnahmen der beteiligten. der Ressourcenkon-
flikt wäre beigelegt.
wichtig ist hierbei: das optimale maß eines umweltschadens ist nicht null, 
sondern ein niveau, bei dem die zusätzlichen Kosten der Vermeidung einer be-
stimmten Schadstoffmenge oder einer quantifizierbaren Schadwirkung eines 
umwelteingriffes genauso hoch sind, wie die zusätzlichen Schäden der um-
weltbeeinträchtigung. Im allgemeinen steigen die Vermeidungskosten mit zu-
sätzlichem umweltschutzniveau überproportional an, so dass der zusätzliche 
gewinn der betroffenen aus immer gründlicheren umweltmaßnahmen sich 
kontinuierlich vermindert. Kompensieren sich die betroffenen Parteien für die 
einbußen an lebensqualität oder das wirtschaftliche maßhalten bei der bean-
spruchung von umwelt und natur, stellt sich das optimale umweltschutzniveau 
automatisch ein, da die beteiligten Parteien die Kompensationskosten mit den 
Vermeidungskosten abgleichen.
2 Ronald H. coase, „the Problem of Social cost”, Journal of Law and Economics 3, nr. 10, 
http://www.sfu.ca/~allen/coaseJle1960.pdf (zugegriffen am 1. Oktober 2007).
Das Problem der sozialen Kosten
aus dieser Perspektive reduziert sich das marktversagen auf ein transaktions-
kostenproblem, das nutzengewinne aus gegenseitig vorteilhaftem Handel ver-
hindert. Ronald coase verdeutlichte: es kommt nicht allein darauf an, ein um-
weltproblem zu identifizieren, sein ausmaß zu bemessen und einen vermeint-
lichen Verursacher dingfest zu machen. Viel wichtiger ist es lösungen zu finden, 
mit denen durch eine Senkung von transaktionskosten die Voraussetzungen 
für Verhandlungen zwischen den beteiligten Parteien geschaffen werden, ein-
vernehmliche Kompensationslösungen zustande kommen und die getroffenen 
Vereinbahrungen kontrollierbar sind.
was aber hält die menschen in der Realität davon ab, eine kooperative lösung 
von umweltproblemen zu finden? tatsächlich treten bei vielen umweltproblemen 
sehr hohe transaktionskosten auf, die eine kooperative lösung erschweren. In 
vielen fällen bestehen sie aus Kosten zur Identifizierung, zur abgrenzung und 
zum Schutz von eigentumsrechten. doch sind sie auch eine folge individuell 
rationalen Handelns oder das ergebnis politischer entscheidungsprozesse3.
Recht hoffnungsvoll können wir in die zukunft der technischen lösungen bli-
cken: ebenso wie die erfindung des Stacheldrahts im 19. Jahrhundert erheblich 
zu einer kostengünstigen Sicherung von ländereien in nordamerika beitrug und 
dabei das berufsbild des cowboys zur Schießbudenfigur degradierte4, beste-
hen heute Hoffnungen mit moderner technik bisher kaum kontrollierbare Ver-
schmutzungsquellen zukünftig zuverlässig zu identifizieren, den umweltgütern 
eigentumsrechte zuzuordnen und diese zu schützen. 
bereits praktizierte beispiele hierfür sind moderne Verfahren der emissionsmes-
sung von abgasen aus stationären emissionsquellen oder Kraftfahrzeugen, die 
Satellitenüberwachung der aktivitäten von fischereiflotten (Peru) und die ma-
nipulationssichere Videoüberwachung von fangschiffen zur Verhinderung des 
Rückwurfs von beifang (Kanada, neuseeland). beispielsweise ermöglicht das 
sogenannte Remote-Sensing eine kostengünstige spektroskopische ermittlung 
3 a. H. barnett und bruce Yandle, The End of the Externality Revolution (o.J.), http://www.
mises.org/journals/scholar/barnett.pdf (zugegriffen am 3. Oktober 2007).
4 Richard Stroup und John baden, „Property Rights and natural Resource management”, The 
Library of Economics and Liberty, http://oll.libertyfund.org/index.php?option=com_content
&task=view&id=174&Itemid=259 (zugegriffen am 29. September 2007).
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der Konzentration von cO, cO2, nOx und benzol in autoabgasen direkt beim 
emittenten im laufenden Verkehr. 
noch in den Kinderschuhen stecken dagegen solche methoden wie die elektro-
nische Satellitenüberwachung von meerestieren, die sowohl die beobachtung der 
wanderung einzelner tiere oder ganzer fischschwärme über weite Strecken, als 
auch deren zuordnung zu den eigentümern erlauben. angesichts der rasanten 
entwicklung immer genauerer technischer möglichkeiten zur Stoffanalyse, fern-
beobachtung und -kontrolle sowie sinkender Kosten für ihren einsatz besteht 
die Hoffnung, dass die technischen grenzen der lösung von umweltproblemen 
mehr und mehr an bedeutung verlieren5. 
eine Kombination dieser technischen möglichkeiten mit institutionellen In-
novationen, die märkte schaffen oder zumindest simulieren, kann wesentlich 
dazu beitragen, umweltschäden zu reduzieren und die mit ihrer beseitigung 
verbundenen Kosten zu minimieren. Hierzu zählen handelbare fangrechte in 
der fischereiindustrie, der emissionshandel sowie der Handel mit wasserrechten 
und wasserqualitätszertifikaten.
transaktionskosten sind in der Realität nicht immer nur technischer natur. 
besonders dann, wenn notwendige Verhandlungsprozesse für kooperative Pro-
blemlösungen von sehr vielen beteiligten geführt werden müssen, können trotz 
einfacher Kommunikation und Überwachung erhebliche Koordinationskosten 
auftreten. So spricht man vom sog. Hold-Out-Problem, wenn einzelne betei-
ligte in der Hoffnung noch höhere Verhandlungsgewinne erzielen zu können, 
so hohe Kompensationen für das ertragen von Schäden fordern, dass sich auch 
für den Rest der betroffenen keine einigung mehr lohnt. zudem kann das tritt-
brettfahrerverhalten dezentrale Problemlösungen verhindern6. wenn der ein-
zelne vom potentiell wünschenswerten ergebnis der Verhandlungen nicht mit 
vertretbarem Kostenaufwand ausgeschlossen werden kann und glaubt sich den 
eigenen beitrag sparen zu können, kommt eine kooperative finanzierung der 
lösung des umweltproblems nicht zustande. empathie, altruismus und soziale 
Kontrolle – die in familien, kleinen gruppen oder auf der kommunalen ebene 
„Hold-Outs“ und das trittbrettfahrerproblem entschärfen – verlieren mit zu-
nehmender zahl der beteiligten ihre wirkung und funktionieren spätestens auf 
5 fred e. foldvary und daniel b. Klein, The Half-Life of Policy Rationales: How New Technology 
Affects Old Policy Issues (new York university Press, 2003).
6 david d. friedman, Law‘s Order: What Economics Has to Do with Law and Why It Matters 
(Princeton university Press, 2001).
der ebene globaler umweltprobleme, wie etwa bei den mutmaßlich das Klima 
beeinflussenden treibhausgasemissionen, nicht mehr7.
Was kann der Staat?
zweifelsohne kann sich staatliche gewalt eignen, eigentumsrechte an natur-
gütern zu definieren und zu verteidigen. Schließlich genießt der Staat das Ver-
trauen seiner bürger als Judikative und ist zudem in der lage wichtige exekutive 
aufgaben vergleichsweise kostengünstig zu erfüllen. daher liegt die wichtigste 
institutionelle bedeutung des Staates auch in der absicherung eines verläss-
lichen Handlungsrahmens für das reibungslose funktionieren von marktpro-
zessen. ungelöste umweltprobleme sind daher strenggenommen kein Versagen 
des marktes, sondern das Versagen des Staates, seine aufgabe als garant der 
eigentumsrechte seiner bürger wahrzunehmen.
Können sich die menschen dagegen auf die Stabilität von eigentumsrechten 
verlassen und die früchte ihrer Investitionen genießen, besteht größte Hoff-
nung, dass private akteure in die zukunft investieren und ihre eingriffe in den 
naturhaushalt auf eine langfristige werterhaltung ausrichten. allein das Ver-
trauen eines waldbesitzers in die unantastbarkeit seines privaten Vermögens, 
die staatliche legitimation einer möglichst weitgehenden wirtschaftlichen Ver-
wertung dieses besitzes und die begründete Prognose, dass menschen auch im 
nächsten Jahrhundert Verwendung für Produkte aus Holz haben, reichen aus, 
ihn zum Pflanzen von bäumen zu motivieren, deren abholzung und nutzung 
durch zukünftige generationen er selbst mit Sicherheit nicht mehr erleben 
wird. auf märkten werden unter sicheren Rahmenbedingungen auch Optionen 
in die zukunft gehandelt. wenn aber Stabilität und Verlässlichkeit des staat-
lichen Rechtssystems Investitionen in die zukunft befördern, dann ist diese 
Staatsfunktion gerade für den langfristigen erhalt des naturkapitals von ent-
scheidender bedeutung. 
bei der zuteilung der eigentums- und Verfügungsrechte über konfliktträchtige 
umweltgüter trägt der Staat eine hohe Verantwortung. Schließlich bestimmt er 
mit dieser entscheidung im einzelfall über die aufteilung der Kosten zwischen 
7 bruce Yandle, „grasping for the Heavens: 3-d Property Rights and the global commons”, 
Duke Environmental Law & Policy Forum 10, nr. 1, http://www.law.duke.edu/shell/cite.
pl?10+duke+envtl.+l.+&+Pol‘y+f.+13 (zugegriffen am 4. Oktober 2007).
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den beteiligten Konfliktparteien. das „Verursacherprinzip“ als beliebtes mittel 
der wahl in der praktischen umweltpolitik ist nur dann die volkswirtschaftlich 
günstigste lösung, wenn der vermeintliche Verursacher auch über die billigste 
methode zur Vermeidung der umweltschäden verfügt. Sind dagegen die betrof-
fenen der umweltschäden in der lage durch eigene anpassungsmaßnahmen das 
Problem kostengünstiger zu lösen, sollte eine rationale umweltpolitik diesen 
auch die Verantwortung hierfür übertragen. 
unter berücksichtigung der von Ronald coase begründeten Verursachersym-
metrie kommt es darauf an, die Verfügungsrechte über eine strittige Ressour-
ce so zu verteilen, dass die durch trittbrettfahrer und Hold-Outs verursachten 
transaktionskosten minimiert werden. für einen einzelnen emittenten und viele 
betroffene würde dies zum beispiel bedeuten, der emittent erhielte zwar ein 
Recht auf die Verschmutzung der umwelt, allerdings nur unter der auflage, die 
betroffenen für die entstandenen Schäden zu kompensieren. So müsste er sich 
entscheiden, welche Kombination aus eigenem Vermeidungsaufwand und Kom-
pensationszahlungen für ihn und die betroffenen die günstigste lösung wäre.
Was kann der Staat nicht? oder Im 
umweltpolitischen Selbstbedienungsladen
Die Logik umweltpolitischen Handelns
wissenschaftliche erkenntnisse der Public-choice-theorie8, einer Sparte der 
Volkswirtschaftslehre die sich mit der ökonomischen analyse politischer ent-
scheidungen befasst, haben dem mythos des Staates als omnipotenten um-
weltpolitischen Problemlöser in den vergangenen Jahrzehnten einen kräftigen 
dämpfer verpasst. bei lichte betrachtet, werden durch die Kommandoübernah-
me des Staates die privaten transaktionskosten häufig einfach durch politische 
transaktionskosten ersetzt9. 
tatsächlich ist die politische Praxis desillusionierend: auch für Politiker sind die 
notwendigen Informationen nicht kostenlos, gut organisierte Interessengruppen 
dominieren den politischen Prozess, der von ihnen geführte Konkurrenzkampf 
überschattet die gemeinwohlorientierung des Staates und die rationale Igno-
ranz oder gar Irrationalität der wähler setzt diesem treiben kein wirksames 
Korrektiv entgegen.
daher liegt der umweltschutz beim Staat nicht zwangsläufig in den besten 
Händen. während auf funktionierenden märkten der Preis alle notwendigen 
Informationen über die individuelle bewertung der natürlichen Ressourcen 
zusammenfasst, fehlt diese Informationsquelle bei umweltproblemen, die der 
Staat in seine Obhut genommen hat. Politiker können weder die Kosten noch 
die nutzen umweltpolitischer maßnahmen mit hinreichender genauigkeit ein-
schätzen und sind daher auf Informationen angewiesen, die sie von tief in den 
politischen entscheidungsprozess verstrickten Interessengruppen erhalten. da 
der Staat mit der von ihm gewählten art der lösung von umweltproblemen 
nichts anderes als eine umverteilung von eigentumsrechten vornimmt und da-
mit die Karten für die erwirtschaftung ökonomischer gewinne im wettbewerb 
neu mischt, ist von den am besten organisierten Interessengruppen mit den 
größten gewinnchancen auch der meiste und nicht gerade uneigennützigste 
Informationsinput zu erwarten.
8 Jane S. Shaw und david R. Henderson, „Public choice theory”, The Concise Encyclopedia of 
Economics, http://www.econlib.org/library/enc/Publicchoicetheory.html (zugegriffen am 
20. Oktober 2007).
9 a. H. barnett und bruce Yandle, The End of the Externality Revolution.
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die von Regulierungen betroffenen wirtschaftsbereiche und Interessenorga-
nisationen werden mit Hilfe von Katastrophenszenarien über arbeitsplatzver-
luste und den niedergang der wirtschaft die Kosten betonen und die nutzen 
zusätzlicher umweltschutzmaßnahmen eher in zweifel ziehen. Hersteller von 
umweltschutztechnik heben dagegen die Innovationswirkung strenger umwelt-
standards hervor, weil die hohen ausgaben der unternehmen für teure umwelt-
schutzausrüstungen für sie steigende umsätze verkörpern10. 
umweltorganisationen treten in der Öffentlichkeit oft als unerschrockenes 
Sprachrohr für die Interessen der allgemeinheit auf. doch ist ihnen dabei nicht 
entgangen, dass ihnen die kognitive wahrnehmung von umweltproblemen ihrer 
Klienten erlaubt, ihr täglich brot sehr wirksam mit der Kommunikation von be-
drohungsszenarien zu verdienen11. deshalb darf auch von den umweltverbänden 
nicht erwartet werden, dass ihr politischer Informationsinput das ergebnis einer 
gesamtwirtschaftlich ausgewogenen nutzen-Kosten-Kalkulation ist12. 
wissenschaftler der öffentlich finanzierten forschungs- und beratungsindustrie 
kommunizieren allzu häufig neben ihren forschungsresultaten auch ihre weltan-
schauung und vor allem die ergebnisse, die von ihren politischen auftraggebern 
mit dem höchsten budget belohnt werden. Schließlich steuern ministerialbeamte 
und -angestellte vor allem solche Informationen bei, die später den optimalen 
mix aus Karrierechancen und sorglosem lebensabend versprechen. 
Rent-Seeking im Umweltschutz
dieser, von Ökonomen als „Rent-Seeking“ bezeichnete, politische Konkurrenz-
kampf wirkt sich jedoch nicht nur auf die Qualität der Informationen für die 
Politik aus, sondern bestimmt auch die art und weise, mit der umweltschutz 
instrumentell durchgesetzt wird. 
Obgleich die lösung der umweltprobleme aus kollektiver Perspektive mit mög-
lichst kostengünstigen Instrumenten in angriff genommen werden sollte, folgt 
daraus nicht zwangsläufig der triumph marktkonformer umweltpolitik. nur sehr 
langsam haben umweltabgaben oder der Handel mit emissionsrechten eingang 
10 Johann eekhoff, „Keine exporte um jeden Preis”, Handelsblatt, dezember 3, 2004, http://www.
uni-koeln.de/wiso-fak/eekhoff/pub/Hb3_12.pdf (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
11 cass R. Sunstein, Beyond the Precautionary Principle (chicago: university of chicago, 2003), 
http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=307098#Paperdownload.
12 todd J. zywicki, „baptists? the Political economy of Political environmental Interest groups“, 
Georg Mason Law & Economics Research Paper 02, nr. 23, http://papers.ssrn.com/sol3/papers.
cfm?abstract_id=334341# (zugegriffen am 4. Oktober 2007).
in den umweltpolitischen Instrumentenkasten gefunden. eigentumsrechtliche 
lösungen sind ebenfalls mangelware. zwar versprechen diese Instrumente, die 
nutzung von umweltgütern mit einem einheitlichen Preis zu belegen und den 
betroffenen unternehmen und Verbrauchern möglichst flexible anpassungs-
möglichkeiten einzuräumen. doch genau deshalb eignen sich marktwirtschaft-
liche umweltinstrumente vergleichsweise schlecht zur befriedigung partikulärer 
Verteilungsinteressen einzelner gruppen. der traditionelle ordnungsrechtliche 
ansatz lässt sich mit seiner selektiven Kostenwirkung wesentlich besser für 
wettbewerbs- und verteilungspolitische zwecke missbrauchen13. 
So ist beispielsweise die in der deutschen ta-luft zum bundesimmissionsschutz-
gesetz verankerte großzügigere behandlung von so genannten altanlagen ge-
genüber marktnewcomern ebenso legende wie der den wettbewerb hemmende 
effekt der gesetzlichen Regelungen für neue, oft wesentlich emissionsärmere 
anlagen. deren genehmigung kann beispielsweise scheitern, weil das Risiko 
des Überschreitens von Immissionsgrenzwerten zu groß ist, die bereits durch 
bestehende emittenten ausgereizt wurden. So werden umweltstandards zu 
markteintrittsbarrieren.14 
auch in anderen bereichen sind technische Standards nicht aus der mode ge-
kommen. Industrievertreter betonen zwar immer wieder die hohe wirtschaft-
lichkeit von energiesparenden Produkten, fordern aber trotzdem eine gesetzliche 
fixierung von energieverbrauchsstandards. gleichzeitig erwarten sie, dass die 
einhaltung dieser grenzwerte auch über die zulässigkeit von geräteimporten 
anderer, vor allem außereuropäischer Hersteller entscheidet.15 noch offener kann 
man eine aufforderung zum Protektionismus kaum formulieren.
auch den Herstellern und Verwendern der vom gesetzgeber geforderten „be-
sten Verfügbaren techniken“ sind umweltschutzauflagen lieber als flexiblere 
Instrumente. da auf die von den Industrieverbänden aufgestellten technischen 
Regelwerke (VdI, dwa, dVgw) bei der wahl der emissionsgrenzwerte unmit-
telbar bezug genommen wird, eignen sie sich als mittel zur beeinflussung der 
13 Ross mcKitrick, Environmental Economics (guelph, 2007), http://www.uoguelph.ca/~rmckitri/
teaching/teXtbook.pdf (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
14 bmu, ta Luft (2002), http://www.bmu.de/luftreinhaltung/ta_luft/doc/2594.php (zugegriffen 
am 20. Oktober 2007).
15 Kurt-ludwig gutberlet, “energieeffizienz im Haushalt: technik für morgen - technik für 
zukunftsmärkte” (gehalten auf der Jahresveranstaltung der Initiative energieeffizienz - Stro-
meffizienz 2007, berlin, 2007), http://www.initiative-energieeffizienz.de/fileadmin/Initiati-
veenergieeffizienz/dachmarke/Stromeffizienz_2007/dr_gutberlet_Vortrag_Stromeffizienz.
pdf.
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umweltpolitischen dynamik und als indirekte möglichkeit über den umweg der 
Vermeidungstechnik, die eigene branche in ein Kartell zu zwängen.16
das ausmaß der Ressourcenverschwendung interessengruppenorientierter um-
weltpolitik wird besonders deutlich, wenn man die Spanne der Kosten-wirksam-
keit gesundheitsrelevanter umweltregulierungen auf sich wirken lässt. während 
ein durch grenzwerte für die durch chlorierung von trinkwasser entstehenden 
trihalomethane (tHm) gerettetes menschenleben rund 190.000 euro kostet, 
schlägt die lebensrettende wirkung von formaldehydgrenzewerten am arbeits-
platz mit gut 50 mrd. euro pro menschenleben zu buche.17 
betrachtet man beispielsweise die wirkung des treibhausgashandels in der eu-
ropäischen Klimaschutzpolitik muss man kein Verschwörungstheoretiker sein, 
um hieraus eine eklatante Schieflage des gesamtwirtschaftlichen Interessen-
ausgleichs zu erkennen. Obwohl Ökonomen seit langem auf die Vorteile einer 
flexiblen Kohlendioxidabgabe gegenüber starren mengenzielen hinweisen, wurde 
der Handel mit gratis ausgeteilten emissionsrechten für Politik, wirtschaft und 
umweltverbände das Klimaschutzinstrument der wahl.
die wirkungen des Klimawandels für den menschen sind eher langfristiger 
natur und zusätzliche treibhausgasemissionen zeigen nur stark verzögert ihre 
wirkungen auf das globale Klima. weil die für den treibhauseffekt wichtige at-
mosphärische treibhausgaskonzentration ohnehin schon recht hoch ist, führen 
weitere emissionen nur zu einem langsamen wirkungsanstieg. In dieser Situa-
tion verursachen kurz- bis mittelfristige abweichungen von einem politischen 
emissionszielpfad nur geringe volkswirtschaftliche Schäden. dagegen hat die 
wahl des jeweiligen emissionsziels einen deutlich größeren einfluss auf die Höhe 
der Kosten der emissionsvermeidung, weil diese für bürger und unternehmen 
mit zusätzlichen maßnahmen überproportional ansteigen. 
bei den herrschenden unsicherheiten über das richtige emissionsziel kann es 
daher sehr leicht zu hohen gesellschaftlichen zusatzkosten kommen. In dieser 
Situation verursacht eine emissionssteuer, die allen unternehmen mehr flexi-
bilität bei der wahl des niveaus der emissionsminderung einräumt, geringere 
volkswirtschaftliche Kosten als der emissionshandel. die Schäden einer ziel-
verfehlung sind schlichtweg geringer als die Kosten eines Handels mit einer 
16 „beste-Verfügbare-technik- (bVt) – nutzung der bRefs in deutschland”, http://www.bvt.
umweltbundesamt.de/nutzung.htm (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
17 w. Kip Viscusi, „Regulation of Health, Safety, and environmental Risks”, SSRN eLibrary 
(februar 2006): 75, http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=921426.
falsch fixierten menge von emissionen.18 zudem ist es möglich, die einnahmen 
einer Klimaschutzabgabe zur Senkung von Steuern einzusetzen, wodurch die 
bestehenden marktverzerrenden effekte der Staatsfinanzierung reduziert wer-
den können.19
die Industrie machte aus der not des europäischen emissionshandels eine tu-
gend, in dem das durch die Verknappung der emissionen entstehende Vermö-
gen unter ihren Vertretern aufgeteilt wurde, wobei einige energieproduzenten 
dank relativ emissionsarmer anlagen satte windfall-Profits einstreichen konn-
ten. gleichzeitig waren die Politiker in der lage eine offene Konfrontation ihrer 
wähler mit einer neuerlichen abgabe zu vermeiden. derweil ließ sich die Verant-
wortung für die preistreibende wirkung des emissionshandels der Industrie aufs 
auge drücken. den meisten umweltverbänden kam der Klimaschutzknebel für 
das wirtschaftliche wachstum aus weltanschaulichen gründen gerade recht.
noch ungenierter wird umweltpolitische Verteilungspolitik mit Hilfe von umwelt-
schutzsubventionen betrieben. Kaum eine Investition, der sich ein ökologisches 
mäntelchen umhängen lässt, muss derzeit ohne staatliche zuschüsse getätigt 
werden. energieeffiziente Kraftwerke, Ökohäuser, windkraftanlagen, Solardächer 
und vieles mehr verdanken wir staatlicher großzügigkeit. die gekonnte navi-
gation durch den öffentlichen förderdschungel mit einem „förderkompass“ aus 
dem Internet zählt inzwischen zu den wichtigsten erfolgsfaktoren „innovativer“ 
unternehmen und ist eine der unbedingt zu meisternden Herausforderungen 
für den kleinen eigenheimbesitzer.20
Innovativ sind auch die vielfältigen Rechtfertigungsversuche für den öffent-
lichen finanzsegen. ganz oben steht die staatliche belohnung für besonders 
umweltfreundliches Verhalten. dabei wird regelmäßig übersehen, dass die ehre 
für den Opfergang eigentlich nicht dem empfänger des geldes, sondern den 
vielen ungefragt Steuern zahlenden Spendern zuteil werden sollte. 
18 warwick J. mcKibbin und Peter J. wilcoxen, Climate Change Policy After Kyoto: Blueprint 
for a Realistic Approach (brookings Institution, 2002).
19 Ian w.H. Parry, „Reducing carbon emissions – Interactions with the tax System Raise the 
cost”, Resources Summer 1997, nr. 128 (1997): 9-12.
20 „förderkompass energie förderung fördermittel förderprogramme”, http://www.bine.info/
templ_meta.php/publikationen/cd_rom/ (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
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eine zusätzliche Segnung erhält eine derartige Subventionspolitik häufig noch 
durch strukturpolitische oder industrieökonomische argumente21, für die weder 
ein solides theoretisches fundament noch eine belastbare empirie existieren. 
beispielsweise vergessen die Vertreter der these von neuen arbeitsplätzen durch 
umweltschutzinvestitionen meist, dass wegen jeder mittelgroßen windkraft-
anlage faktisch auf den bau eines modernen Kindergartens verzichtet werden 
muss, weshalb ziemlich sicher ist, dass unterm Strich sogar weniger menschen 
beschäftigt werden. es mangelt nicht an Studien, die dem vermeintlichen Job-
motor erneuerbare energieträger eine eher traurige bilanz bescheinigen.22 
einige umweltexperten werden nicht müde zu betonen, dass die auf konven-
tionellen Konkurrenzmärkten fehlende Internalisierung der umweltschäden in 
die Preise derartige Kompensationszahlungen zwingend erfordere. Keine er-
wähnung findet allerdings, dass arthur Pigou, der Vater der für dieses Problem 
erdachten umweltsubvention, keine Investitionszuschüsse für windräder oder 
Holzheizungen im Sinn hatte, sondern sich die Subvention ursprünglich als fi-
nanzielle entschädigung für eine ganz konkret messbare Schadstoffmengen-
reduktion dachte.23
auch erinnern sich nur wenige experten an die Ökonomen william baumol und 
wallace Oates, die bereits vor zwanzig Jahren in ihrem Standardtextbuch der 
umweltökonomie veranschaulichten, dass mengensubventionen zwar ebenso 
wie die umweltabgabe auf der firmenebene zu emissionsminderungen führen, 
langfristig aber sogar mehr emissionen durch zusätzliche marktzutritte verur-
sachen können.24 ganz zu schweigen von dem nicht zu unterschätzenden anreiz 
der bittsteller, den Staat mit überhöhten Kostenschätzungen zu etwas mehr 
freigebigkeit motivieren zu wollen.25
21 „erneuerbare energien/Publikationen – bmu-broschüre: wirtschaftsförderung durch erneu-
erbare energien – was bringt uns das?”, http://www.bmu.de/erneuerbare_energien_publi-
kationen/publ/39968.php (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
22 energiewirtschaftliches Institut an der universität zu Köln, Institut für energetik & umwelt, 
und Rheinisch-westfälisches Institut für wirtschaftsforschung, Gesamtwirtschaftliche, 
sektorale und ökologische Auswirkungen des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) (berlin: 
bundesministerium für wirtschaft und technologie, 2004); Steffen Hentrich, Jürgen wie-
mers, und Joachim Ragnitz, Beschäftigungseffekte durch den Ausbau erneuerbarer Energien 
(Halle, 2004); gabriel calzada alvarez u. a., Study of the effects on employment of public 
aid to renewable energy sources (universidad Rey Juan carlos, 2009).
23 arthur c. Pigou, The Economics of Welfare.
24 william J. baumol und wallace e. Oates, The Theory of Environmental Policy (cambridge 
university Press, 1988). 
25 Ross mcKitrick, Environmental Economics.
Spätestens bei einem Vergleich der durchschnittlichen Vermeidungskosten ver-
schiedener subventionierter Klimaschutzmaßnahmen mit den grenzkosten der 
Vermeidung von Kohlendioxid in der konventionellen energiewirtschaft, die ab-
lesbar am zertifikatspreis des treibhausgashandels derzeit zwischen 15 und 25 
euro schwanken, verblasst die Subventionsromantik im umweltschutz. Kostet die 
Vermeidung einer tonne Kohlendioxid durch die nutzung von windkraft gegen-
wärtig noch 95 bis 168 €26, so liegt die bandbreite der Vermeidungskosten bei 
der biomasse je nach einsatz als brennstoff zur Strom- bzw. wärmegewinnung 
oder als Kraftstoff im Straßenverkehr zwischen rd. 5027 und 400 euro28. bei der 
Photovoltaik wird ein Rückgang auf ähnliche größenordnungen erst zum ende 
des kommenden Jahrzehnts erwartet.29
Die Rolle der Umweltschutzverbände
leider treten neben den unternehmen auch umweltorganisationen als tritt-
brettfahrer des öffentlichen gutes umweltpolitik auf. Ihnen geht es vor allem 
darum, den aufwand, den die erfüllung der Interessen ihrer mitarbeiter und 
mitglieder verursacht, mit Hilfe staatlicher gewalt und den finanzen des Steu-
erzahlers auf dem politischen markt zu externalisieren.30 nichtregierungsorga-
nisationen (ngO) werden dabei oft zu Sprungbrettern für politische Karrieren 
oder zum auffangbecken von abgeordneten und ehemaligen Regierungsvertre-
26 dena-Projektsteuerungsgruppe, Energiewirtschaftlche Planung für die Netzintegration von 
Windenergie in Deutschland an Land und Offshore bis zum Jahr 2020 (dena-Netzstudie) 
(berlin: dena – deutsche energie-argentur, o.J.), 
 http://www.dena.de/fileadmin/user_upload/download/dokumente/Projekte/kraftwerke_
netze/netzstudie1/dena-netzstudie_1_zusammenfassung.pdf (zugegriffen am 20. Oktober 
2007).
27 Sachverständigenrat für umweltfragen, Klimaschutz durch Biomasse (berlin: Sachverstän-
digenrat für umweltfragen, 2007), 
 http://www.umweltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/Sg_biomasse_2007_Hausdruck.pdf 
(zugegriffen am 20. Oktober 2007).
28 Jan m. Henke und gernot Klepper, Biokraftstoffe: Königsweg für Klimaschutz, profitable 
Landwirtschaft und sichere Energieversorgung? (Kiel: Institut für weltwirtschaft, 2006), 
http://www.uni-kiel.de/ifw/pub/kd/2006/kd427.pdf (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
29 b. geiger u.a., Kohlendioxid-Vermeidungskosten im Kraftwerksbereich, bei den erneuerbaren 
Energien sowie bei nachfrageseitigen Energieeffizienzmaßnahmen (2004), http://www.bmwi.
de/bmwi/Redaktion/Pdf/Publikationen/Studien/co2-vermeidungskosten-im-kraftwerksbe-
reich-bei-den-erneuerbaren-energien,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
(zugegriffen am 20. Oktober 2007).
30 todd J. zywicki, „baptists? the Political economy of Political environmental Interest groups”, 
Georg Mason Law & Economics Research Paper 02, nr. 23, http://papers.ssrn.com/sol3/papers.
cfm?abstract_id=334341# (zugegriffen am 4. Oktober 2007).
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tern nach dem politischen Karriereknick. nicht selten prangt das Sponsorenlo-
go des deutschen umweltministeriums ganz ungeniert auf den webseiten der 
einschlägigen ngOs.31
Ohne zweifel ist das finanzielle und ehrenamtliche engagement einiger um-
weltorganisationen vor allem im bereich des naturschutzes zu begrüßen. So hat 
etwa der deutsche bund für umwelt und naturschutz (bund) in der jüngsten 
Vergangenheit teile der ehemaligen deutsch-deutschen grenze erworben, um 
den dort anzutreffenden seltenen tierarten auch nach der beendigung der 
deutsch-deutschen teilung eine Heimat zu geben.32 doch leider wird nur ein 
teil des privaten und öffentlichen budgets der natur- und umweltschutzver-
bände für diese direkte form der Sicherung unserer natürlichen lebensgrund-
lagen eingesetzt. Viel finanzielle und personelle Kraft fließt in den politischen 
lobbyismus.
Kein wunder, dass auch 18 Jahre nach der wiedervereinigung das Schicksal 
von 9000 ha natur des ehemaligen grenzstreifens noch ungeklärt ist. Statt sich 
mit dem Kauf weiterer flächen auch im naturschutz zur Prioritätensetzung zu 
zwingen, werden wertvolle Ressourcen in den wettbewerb um die politische 
Vermögensverteilung investiert. Offenbar gilt hier ein ähnliches motto wie in der 
wirtschaft: „Investiere dort viel, wo es am meisten zu gewinnen gibt.“ mit dem 
feinen unterschied, dass auf märkten aus den investierten Ressourcen Produkte 
zur späteren Verteilung entstehen, in der Politik dagegen lediglich bestehende 
Produkte neu verteilt werden.33
Umweltschutzbürokratie
Schließlich fehlt der bürokratie eine dem privaten Kapitalmarkt entsprechende 
Institution, die sicherstellt, dass verfügbare budgetmittel mit dem größten nutz-
effekt für die allgemeinheit eingesetzt und natürliche Ressourcen in staatlicher 
Verfügungsgewalt langfristig wertmaximierend genutzt werden. Staatsforste, 
naturschutzgebiete, wasserreservoirs und andere öffentliche naturressourcen 
werden nicht am markt gehandelt, weshalb ihr management weitgehend von 
Preissignalen des marktes isoliert ist. dementsprechend fließen die wertinfor-
mationen der marktpreise auch nicht in die entscheidungen über die nutzung 
31 „deutsche umwelthilfe e.V.: Impressum”, http://www.duh.de/impressum.html (zugegriffen 
am 20. Oktober 2007).
32 „bundprojekt: das grüne band”, http://www.bund.net/aktionen/gruenesband/index.html 
(zugegriffen am 20. Oktober 2007).
33 michael munger, „Rent-Seek and You will find”, 2006, http://www.econlib.org/lIbRaRY/
columns/y2006/mungerrentseeking.html (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
dieser Ressourcen ein. aus diesem grund wurden selbst in Regionen ohne akuten 
wassermangel, wie dem mitteldeutschen westfläming, nutzungskonflikte um 
das grundwasser zwischen den öffentlichen wasserversorgern, den landwirten 
und den regionalen naturschutzinteressen bis heute nicht beigelegt.34 
Der irrationale Wähler
bedauerlicherweise trägt auch der gang des wählers zur wahlurne nicht unbe-
dingt zu mehr Rationalität in der umweltpolitik bei. Viele Ökonomen erklären 
dieses manko mit der rationalen Ignoranz des einzelnen bürgers, der sich, ange-
sichts seiner verschwindend niedrigen chance das wahlergebnis zu beeinflussen, 
kaum genötigt sieht, viel zeit und geld in seine politische meinungsbildung zu 
investieren.35 diese ahnungslosigkeit lasse Politikern und lobbyisten folglich 
enormen politischen ermessens- und Handlungsspielraum. welcher Politiker 
richtet seine Politik schon an den Interessen einer uninformierten und desinte-
ressierten mehrheit aus, wenn die Konzentration auf die Interessen gut orga-
nisierter und informierter gruppen wesentlich höhere gewinne an öffentlicher 
wahrnehmung und politischer unterstützung bringt?
die Verteidiger demokratischer entscheidungsprozesse entgegnen, dass die 
aggregation der wählerpräferenzen nicht zu einem schlechteren ergebnis 
führen muss, bloß weil nur ein kleiner teil der weniger organisierten wähler 
gut informiert ist.36 Schließlich wird sich keine Partei allein auf die erratisch 
wählenden Ignoranten verlassen, sondern besonders viel energie in die gewin-
nung zuverlässiger Stimmen ihrer besser informierten zielwähler investieren. 
für diese Hoffnung muss man jedoch von der annahme ausgehen, dass diese 
wählergruppen keine systematischen fehler bei der beurteilung umwelt- und 
wirtschaftspolitischer zusammenhänge begehen. 
und genau hier dürfte ein großer teil des Problems liegen. ein mark twain zuge-
schriebenes zitat trifft es recht gut: „unser Problem ist nicht, dass wir zu wenig 
34 Petra wiese, „bürgerinitiative ‚Kontra grundwasserabsenkung...‘“, Volksstimme Regional-
ausgabe Zerbst, Januar 25, 2003, http://www.flaemingwasser.de/news/article.php?article_
file=1043486580.txt&showtopic=Presseartikel.
35 Richard Stroup und John baden, „Property Rights and natural Resource management”.
36 donald a. wittman, The Myth of Democratic Failure: Why Political Institutions Are Efficient 
(university of chicago Press, 1997).
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wissen, sondern dass wir zu viel wissen, das nicht der wahrheit entspricht“.37 
anders als in vielen alltäglichen Situationen, etwa beim Handeln auf märkten, 
resultieren aus politischen fehleinschätzungen und -entscheidungen nicht 
unmittelbar vom jeweiligen Verursacher zu tragende negative Konsequenzen. 
wohlfühlmythen, politische Ideologien und leichtverdauliches Halbwissen führen 
so zur systematischen fehleinschätzung der funktionsweise und funktionsfä-
higkeit von wirtschaft, gesellschaft und natur. 
So demonstrierte der amerikanische Ökonom bryan caplan kürzlich in seinem 
buch „the myth of the Rational Voter“, dass sich die oft gewaltigen unterschiede 
in der bewertung der funktionsfähigkeit von märkten zwischen normalbür-
gern und Ökonomen nicht etwa auf den wirtschaftlichen oder akademischen 
eigennutz der wirtschaftswissenschaftler zurückführen lassen, sondern auf die 
glaubens- und Informationsdefizite des Otto-normalverbrauchers.38 die meisten 
mitbürger unterschätzen die Vorteile der Spezialisierung und arbeitsteilung, 
freiwillige markttransaktionen gelten als nullsummenspiele, viele menschen 
setzen wohlstand nicht mit freizeit und Konsum, sondern mit arbeit gleich 
und behandeln ohne sachlichen grund wirtschaftliche Verflechtungen mit den 
eigenen nachbarn anders als den Handel mit ausländern.
Hinzu kommt das Halbwissen in der naturwissenschaftlichen Sphäre, durch das 
Risiken und unsicherheiten im umweltbereich systematischen fehleinschät-
zungen unterliegen. So manchen Passivraucher packt die angst, wenn er in der 
zeitung von einem 30%igen anstieg seines relativen lungenkrebsrisiko durch 
neben ihm rauchende mitmenschen erfährt, weil er nicht in der lage ist, diese 
Information in den richtigen zusammenhang zu bringen.39 wüsste er, dass sich 
dadurch die wahrscheinlichkeit an lungenkrebs zu erkranken statistisch von 
durchschnittlich 0,6 auf 0,8 % erhöht, hätte die bundesregierung mit ihrer an-
tiraucherpolitik wahrscheinlich etwas weniger punkten können.40 
auch der biobauer würde weniger beifall bekommen, wenn die Konsumenten 
wüssten, dass Schimmelpilze und pathogene bakterien vor allem unbehandel-
37 „’what gets us into trouble is not what we don‘t know, it‘s what we know for sure that just 
ain‘t so.‘ – mark twain”, http://www.quotiki.com/quote.aspx?id=8988 (zugegriffen am 21. 
Oktober 2007).
38 bryan caplan, The Myth of the Rational Voter. Why Democracies Choose Bad Policies (Prin-
ceton university Press 2007).
39 „Passivrauchen Passiv Rauchen nichtraucherschutz”, http://www.rauchfrei.de/passivrauchen.
htm (zugegriffen am 21. Oktober 2007).
40 „gesundheitliche wirkungen von Radon”, http://www.bfs.de/ion/wirkungen/radon_ges.html 
(zugegriffen am 21. Oktober 2007).
te biokost bevölkern, es keinen unterschied zwischen künstlichem Stickstoff 
im mineraldünger und natürlichem Stickstoff im organischen dünger gibt und 
nitratbelastungen von wasser und böden in gegenden mit hohem nutztierbe-
stand nicht nur in der konventionellen landwirtschaft ein Problem sind.41 wen 
wundert es angesichts dieses auseinanderfallens von wunschvorstellungen und 
Realität, wenn Politiker in ihrem Kampf um die wählergunst nicht mehr Rati-
onalität in Sachen umweltregulierung an den tag legen.
Ungewollte Konsequenzen
Schließlich hindert staatliches Handeln auch außerhalb der eigentlichen um-
weltpolitik die bürger häufig an markttransaktionen, die eine entlastung der 
umwelt quasi als gratiseffekt implizieren. Oder die Politik erreicht in der bemü-
hung den markt umweltpolitisch zu regulieren, dass aus einer vermeintlichen 
lösung ein neues Problem wächst.
Hier nur einige Beispiele:
betrachten wir den wohnungsmarkt. mietpreisbindung, Kündigungsschutz und 
solche marktfremden Preisvorschriften wie die deutsche Heizkostenverordnung 
beeinträchtigen die energiesparanreize beider marktseiten und garantieren 
private Investitionszurückhaltung.42 Somit trägt diese Regulierung nicht unbe-
deutend zum bedauerlichen energetischen niveau des deutschen wohnungs-
bestandes bei. daran konnten auch großzügige förderprogramme für die en-
ergetische modernisierung nicht viel ändern. wenn Vermieter zwar die Kosten 
für bauliche energieeinsparungen größtenteils allein tragen müssen und kaum 
oder häufig nur verzögert ihre mieter daran beteiligen dürfen, vergeht ihnen 
die Investitionslaune. andererseits werden Vermieter der regelmäßigen war-
tung der Heizungsanlage angesichts der gesetzlich vorgeschriebenen Vollumlage 
der Heizungskosten auf die mieter in einem von hoher nachfrage bestimmten 
wohnungsmarkt keine hohe Priorität einräumen. meist rechnen sich energie-
sparmaßnahmen auch nur bei einer Vollmodernisierung, die sich aber wegen der 
gesetzlichen mietstarrheit erst sehr spät rentiert. die umweltprobleme dringend 
instandsetzungsbedürftiger gebäude sind vorprogrammiert.
41 Kelm et al., wissen, wo man steht – landwirtschaftliche Produktionssysteme in Schleswig-
Holstein: leistungen und ökologische effekte (Kiel 2007), http://www.uni-kiel.de/compass/
cau%20Kiel%20broschuere%20cOmPaSS.pdf (zugegriffen am 27. november 2007).
42 Johann eekhoff, Wohnungs- und Bodenmarkt (mohr Siebeck, 2006).
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Oder man nehme das gratisangebot der Straßeninfrastruktur: es ist eine we-
sentliche ursache für eine künstliche Reduzierung der Kosten jedes einzelnen 
fahrzeugkilometers.43 die hohen Steuern auf Kraftfahrzeuge und Kraftstoffe 
ändern daran wenig, denn sie setzen nur sehr bedingt anreize das individuelle 
fahrverhalten den jeweiligen belastungssituationen des Verkehrs und der umwelt 
anzupassen. Kein autofahrer wird von der immer gleich hohen mineralölsteu-
er genötigt im dichten feierabendverkehr eher aufs autofahren zu verzichten 
als an einem ruhigen wochenende. auch die verkehrsarme landstraße wird er 
deshalb nicht unbedingt der verstopften autobahn vorziehen. allein mit einem 
belastungsbezogenen Preis für die Straßennutzung könnte der Straßenbetrei-
ber richtige Preissignale setzen, seine Investitionskosten decken und damit die 
umwelt gleich mit entlasten. erfolgreiche city-mautsysteme wie in london, 
Stockholm oder Singapur und kostenpflichtige Schnellstraßen in den uSa zei-
gen, dass es sich hierbei nicht um eine unrealistische marktutopie handelt. In 
deutschland bauen der bund, die länder und die Kommunen die Straßeninfra-
struktur nicht nach maßgabe der tatsächlichen Verkehrsnachfrage, sondern auf 
der basis einer durch den politischen fleischwolf gedrehten Verkehrsprogno-
se und nachfolgender zäher föderaler Verteilungskämpfe um mittel für billige 
wahlkampfversprechen. das lässt erahnen wie wenig Rücksicht der Staat auf 
die tatsächliche Knappheit natürlicher Ressourcen nimmt.
und nicht zuletzt lässt sich das dickicht staatlicher Subventionen als ursache 
von umweltproblemen identifizieren. Jedes unternehmen, das sich Kosten und 
Risiken von Investitionen von Staat und Steuerzahler abnehmen lässt, stellt nicht 
nur Produkte her, deren am markt erzielbarer Preis das tatsächliche ausmaß der 
unternehmerischen aktivitäten nicht gerechtfertigt hätte. es leistet sich damit 
auch ohnehin nicht ausreichend geschützte umweltgüter mit öffentlicher Hilfe 
stärker in anspruch zu nehmen. 
ganz vorn stehen etwa die europäischen landwirtschaftssubventionen. deren 
Kombination mit weiteren protektionistischen maßnahmen entspricht gegen-
wärtig einem durchschnittlichen einfuhrzolläquivalent von fast 50 Prozent auf 
landwirtschaftliche Produkte44. das verursacht nicht nur lebensmittelpreise in 
europa, die weit über dem weltmarktniveau liegen, sondern hat diesen Sektor 
auch zu einem der top-frevler in Sachen umweltverschmutzung und Verlust 
von biodiversität gemacht. 
43 Sachverständigenrat für umweltfragen, Umwelt und Strassenverkehr (nomos, 2005).
44 thomas Heinzow, Richard tol, und burghard brümmer, Offshore-Windstromerzeugung in der 
Nordsee – eine ökonomische und ökologische Sackgasse?, 2005, http://www.competence-site.
de/energie.nsf/c887068c9a4dc165c125711c0039adfc/$file/offshore_windenergie.pdf.
der anreiz zur Produktion auf marginalen böden zieht den übermäßigen einsatz 
von dünge- und Pflanzenschutzmitteln nach sich. mit Subventionen aufgepäp-
pelte nutztiere erzeugen nicht nur fleisch und milch, sondern auch unmengen 
von fäkalien die mangels alternativen auf den heimischen äckern verklappt 
werden. Über Jahrzehnte zahlte die eu europäischen fischern horrende gelder 
für den bau und die ertüchtigung einer hocheffizienten fangflotte, mit deren 
Hilfe das ohnehin schon bestehende gefangendilemma der Hochseefischerei 
erst auf das heutige katastrophale niveau gehoben wurde.45
bemerkenswert ist auch der ökologische fußabdruck des Staates im energie-
sektor. Seit Jahrzehnten fließt jährlich ein Subventionsbetrag in den abbau 
der deutschen Steinkohle, der auch im Jahr 2005 noch einem Preis von fast 
67.000 € für jeden der 36.000 verbliebenen beschäftigten entsprach.46 diese 
gelder halten den lange überfälligen Strukturwandel in den betroffenen Re-
gionen auf und führen zu einer künstlichen erhöhung des weltweiten Kohle-
angebots. das senkt den weltmarktpreis dieses durchaus nicht rückstandsfrei 
verbrennenden brennstoffs und trägt zu den bekannten bergbaufolgeschäden 
für mensch und natur bei. aber auch der braunkohleabbau, häufig als subven-
tionsfrei beschworen, profitiert zumeist indirekt von der öffentlichen förderung 
von umsiedlungsmaßnahmen und weiteren mit sozialpolitischen argumenten 
gerechtfertigten finanziellen zuflüssen.47 das sichtbare ergebnis dieser Politik ist 
alles andere als die erwünschten „blühenden landschaften“. zusätzlich erhalten 
energieversorger staatliche Investitionshilfen für den bau und die ertüchtigung 
von Kraftwerken. Öffentliche zuschüsse für die erschließung atomarer endla-
ger lassen selbst bei einer nüchternen betrachtung der nutzen und Risiken der 
45 Steffen Hentrich und markus Salomon, “flexible management of fishing rights and a sus-
tainable fisheries industry in europe”, Marine Policy 30, nr. 6, 
 http://www.sciencedirect.com/science?_ob=articleuRl&_udi=b6Vcd-4Jmm5X5-
1&_user=10&_coverdate=11%2f30%2f2006&_rdoc=1&_fmt=&_orig=search&_
sort=d&view=c&_acct=c000050221&_version=1&_urlVersion=0&_userid=10&md5=6b2
1434082c20893a7074d12c52be6d3 (zugegriffen am 30. September 2007).
46 manuel frondel, Rainer Kambeck, und christopher m. Schmidt, Kohlesubventionen um jeden 
Preis? Eine Streitschrift zu den Argumentationslinien des Gesamtverbandes des deutschen 
Steinkohlebergbaus (essen: Rheinisch-westfälisches Institut für wirtschaftsforschung, 
2006), http://www.rwi-essen.de/pls/portal30/docs/fOldeR/PublIKatIOnen/RwImat/
RwI_mat025/m_25_SteInKOHleSubVentIOnen_Sc.Pdf (zugegriffen am 20. Oktober 
2007).
47 Braunkohle – ein subventionsfreier Energieträger? (berlin: umweltbundesamt, o.J.), http://
www.umweltdaten.de/uba-info-presse/hintergrund/braunkohle.pdf (zugegriffen am 20. 
Oktober 2007).
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friedlichen Kernenergienutzung zweifel an der Übernahme aller umweltkosten 
durch die betreiber von atomkraftwerken aufkommen.48
nicht ungenannt bleiben sollten die förderprogramme für erneuerbare ener-
gieprojekte sowie die administrative Verpflichtung der autofahrer biosprit zu 
tanken bzw. der Stromverbraucher die netzeinspeisung von windenergie & co. 
zu finanzieren. diese fiskalischen abenteuer kommen nicht nur Konsumenten, 
Steuerzahlern und inzwischen auch der bevölkerung armer länder teuer zu 
stehen. nebenbei verkürzen sie auch so manchem Rotmilan49 und fisch50 das 
leben, ganz zu schweigen von den teilweise katastrophalen folgen des indus-
triellen biomasseanbaus für die globalen Ökosysteme51.
Ist der Staat notwendig oder ein notwendiges Übel?
Staatliches Handeln kann ohne zweifel zur lösung von umweltproblemen bei-
tragen. Vor allem dann, wenn zentrale entscheidungsbefugnisse der beste weg 
für die Identifizierung und Kommunikation von Ressourcenkonflikten sowie die 
Sicherung von eigentumsrechten sind. gerade bei globalen umweltproblemen 
wird man mangels alternativer technischer lösungsmöglichkeiten bis auf wei-
teres nicht auf die Koordinationsfunktion des Staates verzichten können. 
da kollektive wahlentscheidungen beim wechsel von der privaten auf die poli-
tische ebene auch in Sachen umweltschutz nicht zwangsläufig an Rationalität 
und effizienz gewinnen, sollte die Übernahme der Verantwortung des Staates 
für den umweltschutz allerdings nicht als tugend, sondern als notwendiges 
Übel angesehen werden. und das nur solange, wie keine marktwirtschaftlichen 
bzw. eigentumsrechtlichen lösungen zur Verfügung stehen. 
48 „Organisation und finanzierung | endlagerung”, http://www.endlagerung.de/generator.
aspx/templateId=renderPage/lang=de/id=12220.html (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
49 nabu, Was sie schon immer über Windenergie und Vogelschutz wissen wollten (o.J.), http://
www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/wind/1.pdf (zugegriffen am 20. Oktober 
2007).
50 „bürgerinitiative ‚gegen gewässerverbauung in Sachsen‘“, http://www.fliessgewaesserschutz.
de/ (zugegriffen am 20. Oktober 2007).
51 guido Reinhardt u.a., Regenwald für Biodiesel? Ökologische Auswirkungen der energetischen 
Nutzung von Palmöl (frankfurt am main: wwf deutschland, 2007), http://www.wupperinst.
org/uploads/tx_wibeitrag/wwf_palmoelstudie_de.pdf (zugegriffen am 20. Oktober 2007). 
Voraussetzung für diese Perspektive eines marktkonformen umweltschutzes ist 
jedoch letztlich die erkenntnis, dass umweltprobleme im Kern symmetrische 
Interessenskonflikte sind, die man am besten auf kooperativem weg löst. eine 
derartige realitätsbezogene Problemwahrnehmung und etwas mehr mühe bei 
der analyse der wissenschaftlichen details ökonomischer und naturwissen-
schaftlicher zusammenhänge sind die bedingung für eine effizientere nutzung 
der umwelt. Ökologischer aktionismus und an kurzfristigen politischen Vertei-
lungsgewinnen ausgerichtete umweltpolitik ersetzen dagegen nur ein Problem 
durch ein anderes.
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